
 
 
 
 
 
 
 
 

      
 

Vorlage für die Sitzung des Finanzausschusses 
am 11.06.15 
 
 
Änderungsantrag 
 
der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der Abgeordneten 
des SSW 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Veröffentlichung der Bezüge der Mitglieder von 
Geschäftsführungsorganen und Aufsichtsgremien öffentlicher Unternehmen 
im Land Schleswig-Holstein 
zu Drucksache 18/2234 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
      
 
Der Entwurf eines Gesetzes zur Veröffentlichung der Bezüge der Mitglieder von Ge-
schäftsführungsorganen und Aufsichtsgremien öffentlicher Unternehmen im Land 
Schleswig-Holstein (Dr. 18/2234) wird mit den nachfolgenden Änderungen ange-
nommen: 
 
 
 1. Artikel 1 Ziff. 2 Buchst. a wird wie folgt neu gefasst:  
 

„In Absatz 1 Nummer 4 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Nummer 5 angefügt:  

 
„5. gewährleistet ist, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten 
Bezüge und sonstigen Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 9 Buchsta-
be a des Handelsgesetzbuches jedes einzelnen Mitglieds der Geschäftsfüh-
rung, des Aufsichtsrates, des Beirates oder einer ähnlichen Einrichtung un-
ter Namensnennung, zusammengefasst aufgeteilt nach erfolgsunabhängi-
gen und erfolgsbezogenen Komponenten sowie Komponenten mit langfris-
tiger Anreizwirkung auf der Internetseite des Finanzministeriums sowie 
im Anhang des Jahresabschlusses gesondert veröffentlicht werden; ist der 
Jahresabschluss nicht um einen Anhang zu erweitern, ist die Veröffentli-
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chung ausschließlich auf der Internetseite des Finanzministeriums 
vorzunehmen; die Halbsätze 1 und 2 gelten auch für: 
 
a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, und deren Vorausset-
zungen, 
 
b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Be-
endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
von der Gesellschaft während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten 
oder zurückgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 
 
c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen 
und  
 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im 
Laufe des Geschäftsjahres gewährt worden sind.““ 
 
 

2. Artikel 1 Ziff. 3 wird wie folgt neu gefasst:  
 

„Nach § 65 wird folgender § 65a eingefügt:  
 

„§ 65a 
Offenlegung von Bezügen und sonstigen Leistungen 

bei privatrechtlichen Unternehmen 
 
(1) Bei Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts, an denen das 
Land unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, wirkt es darauf hin, 
dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge und sonsti-
gen Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handels-
gesetzbuches jedes einzelnen Mitglieds der Geschäftsführung, des Auf-
sichtsrates, des Beirates oder einer ähnlichen Einrichtung unter Namens-
nennung, zusammengefasst aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und er-
folgsbezogenen Komponenten sowie Komponenten mit langfristiger An-
reizwirkung, auf der Internetseite des Finanzministeriums sowie im An-
hang des Jahresabschlusses gesondert veröffentlicht werden. Ist der Jah-
resabschluss nicht um einen Anhang zu erweitern, ist die Veröffentli-
chung ausschließlich auf der Internetseite des Finanzministeriums 
vorzunehmen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für: 
 
1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind und deren Vorausset-
zungen, 
 
2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Be-
endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
von dem Unternehmen während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten 
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oder zurückgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 
 
3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen 
und  
 
4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im 
Laufe des Geschäftsjahres gewährt worden sind.  
 
Der unmittelbaren oder mittelbaren mehrheitlichen Beteiligung des Landes 
steht es gleich, wenn das Land nur zusammen mit Gemeinden, Kreisen, 
Ämtern oder Zweckverbänden, einem Unternehmen im Sinne von Satz 1, 
dem Sparkassen- und Giroverband oder einem Unternehmen in der 
Rechtsform einer landesunmittelbaren juristischen Person des öffentlichen 
Rechts unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Veran-
lassung des Landes gewählten oder entsandten Mitglieder sind verpflichtet, 
auf die Veröffentlichung hinzuwirken.  
 
(2) Ist das Land nicht mehrheitlich, jedoch in Höhe von mindestens 25 % an 
dem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt, soll es auf eine Veröffentlichung entsprechend den Sätzen 1 bis 3 
des Absatzes 1 hinwirken.  
 
(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die an die Mitglieder des Auf-
sichtsrates, des Beirates oder einer ähnlichen Einrichtung gewährten Vor-
teile für persönlich erbrachte Leistungen, insbesondere Beratungs- und 
Vermittlungsleistungen.“ 
 
 

3. Artikel 2 § 2 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„(1) Öffentlich-rechtliche Unternehmen veröffentlichen die für die Tätigkeit 
oder in Ausübung der Tätigkeit im Kalenderjahr oder im Geschäftsjahr ge-
währten Bezüge und sonstigen Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 9 
Buchstabe a des Handelsgesetzbuches jedes einzelnen Mitglieds der Ge-
schäftsführung, des Aufsichtsrats, des Beirats oder einer ähnlichen Einrich-
tung unter Namensnennung zusammengefasst aufgeteilt nach erfolgsunab-
hängigen und erfolgsbezogenen Komponenten sowie Komponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung auf der Internetseite des Finanzministeriums 
sowie im Anhang des Jahresabschlusses. Dies gilt auch für:  
 
1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen 
oder regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind und deren 
Voraussetzungen; Leistungen aus Anlass der regulären Beendigung der 
Tätigkeit und ihrem Barwert, sowie der während des Geschäftsjahrs hierfür 
aufgewandte oder zurückgestellte Betrag unter Angabe der vertraglich 
festgelegten Altersgrenze; 
 



2. während des Jahres oder des Geschäftsjahrs vereinbarte Änderungen 
dieser Zusagen;  
 
3. Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Jahres oder des Geschäftsjahrs beendet hat, in diesem Zusammenhang 
zu-gesagt und im Laufe des Jahres oder des Geschäftsjahrs gewährt wor-
den sind;  
 
4. Leistungen, die den genannten Mitgliedern von einem Dritten im Hinblick 
auf ihre Tätigkeit für die juristische Person zugesagt oder im Jahr oder Ge-
schäftsjahr gewährt worden sind.“ 
 

 
4. Artikel 2 § 3 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
 „Bei Unternehmen jedweder Rechtsform, an denen das öffentlich-rechtliche 

Unternehmen unmittelbar oder mittelbar in Höhe von mindestens 25 % be-
teiligt ist, wirkt es darauf hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Bezüge und sonstigen Leistungen entsprechend § 2 veröffentlicht 
werden.“ 

 
5. Artikel 2 § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 „Das Unternehmen im Sinne von Absatz 1 soll sich an der Gründung eines 

Unternehmens in der Rechtsform des privaten und des öffentlichen Rechts 
oder an einem bestehenden Unternehmen dieser Rechtsform nur beteili-
gen, wenn gewährleistet ist, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Bezüge und sonstigen Leistungen entsprechend § 2 Absatz 1 ver-
öffentlicht werden.“ 

 
 

6. Artikel 2 § 5 wird wie folgt neu gefasst:  
 

„§ 5 
Offenlegung von Bezügen und sonstigen Leistungen bei institutionell geför-

derten Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfängern 
 
Das Land Schleswig-Holstein gewährt Zuwendungen nach der Landes-
haushaltsordnung bei Übernahme einer Quote von mehr als 25% der För-
derung aus Landesmitteln nur, wenn Empfängerinnen und Empfänger, die 
unternehmerisch tätig sind und die Mittel zur Deckung der gesamten Aus-
gaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben erhalten, sich 
verpflichten, die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge und 
sonstigen Leistungen im Sinne von § 2 auf der Internetseite des Finanz-
ministeriums sowie im Anhang des Jahresabschlusses gesondert zu ver-
öffentlichen. Ist der Jahresabschluss nicht um einen Anhang zu erweitern, 
ist die Veröffentlichung ausschließlich auf der Internetseite des Fi-
nanzministeriums vorzunehmen.“ 
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7. Artikel 3 Ziff. 1 Buchst. b wird wie folgt neu gefasst:  
 

„Folgender Absatz 6 wird angefügt:  
 
„(6) Der Träger wirkt darauf hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge und sonstigen Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 
9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches jedes einzelnen Mitglieds des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates unter Namensnennung, zusammen-
gefasst aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbezogenen Kom-
ponenten sowie Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung, auf der In-
ternetseite des Finanzministeriums sowie im Anhang zum Jahresab-
schluss gesondert veröffentlicht werden. Satz 1 gilt auch für  
 
1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind und deren Vorausset-
zungen, 
 
2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Be-
endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
von der Sparkasse während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten o-
der zurückgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze,  
 
3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen 
und  
 
4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im 
Laufe des Geschäftsjahres gewährt worden sind. Entsprechendes gilt für 
die an die Mitglieder des Vorstandes und des Verwaltungsrates gewährten 
Vorteile für persönlich erbrachte Leistungen, insbesondere Beratungs- und 
Vermittlungsleistungen. Im Übrigen bleibt § 10 Absatz 4 unberührt.““ 
 
 

8. Artikel 3 Ziff. 2 Buchst. b wird wie folgt neu gefasst:  
 

„Folgende Absätze 4 bis 8 werden eingefügt:  
 

„(4) Der Verband veröffentlicht die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Bezüge und sonstigen Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 9 
Buchstabe a des Handelsgesetzbuches der Verbandsvorsteherin oder des 
Verbandsvorstehers und jedes einzelnen Mitglieds des Verbandsvorstan-
des und der Verbandsversammlung unter Namensnennung, zusammenge-
fasst aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbezogenen Kompo-
nenten sowie Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung auf der Inter-
netseite des Finanzministeriums. Satz 1 gilt auch für Leistungen entspre-
chend § 13 Absatz 6 Satz 2.  
 



(5) Entsprechendes gilt für die an die Mitglieder des Verbandsvorstandes 
und der Verbandsversammlung gewährten Vorteile für persönlich erbrachte 
Leistungen, insbesondere Beratungs- und Vermittlungsleistungen.  
 
(6) Bei Unternehmen in der Rechtsform des privaten und des öffentlichen 
Rechts, an denen der Verband unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich be-
teiligt ist, wirkt dieser darauf hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge und sonstigen Leistungen entsprechend Absatz 4 und 5 
veröffentlicht werden. Das Gleiche gilt, wenn der Verband nur zusammen 
mit dem Land, Gemeinden, Kreisen, Ämtern oder Zweckverbänden, einem 
Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts im Sinne des § 65a 
der Landeshaushaltsordnung, einem Unternehmen des privaten oder öf-
fentlichen Rechts im Sinne von § 3 Absatz 1 des Vergütungsoffenlegungs-
gesetzes vom [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle] unmittelbar 
oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Veranlassung des Verban-
des gewählten oder entsandten Mitglieder sind verpflichtet, auf die Veröf-
fentlichung hinzuwirken.  
 
(7) Ist der Verband nicht mehrheitlich, jedoch in Höhe von mindestens 25% 
an einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 6 unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt, soll er auf eine Veröffentlichung entsprechend Absatz 4 und 5 hin-
wirken.  
 
(8) Der Verband soll sich an der Gründung eines Unternehmens in der 
Rechtsform des privaten und des öffentlichen Rechts oder an einem beste-
henden Unternehmen dieser Rechtsformen nur beteiligen, wenn gewähr-
leistet ist, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge und 
sonstigen Leistungen entsprechend Absatz 4 veröffentlicht werden.““ 
 
 

9. Artikel 4 Ziff. 1 wird wie folgt neu gefasst:  
 

„In § 97 Absatz 1 werden folgende Sätze 3 bis 4 angefügt:  
 
„Des Weiteren ist § 285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten 
Gesamtbezüge der Mitglieder der Geschäftsführungsorgane sowie die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Leistungen für die Mitglieder der 
Aufsichtsorgane auf der Internetseite des Finanzministeriums sowie im 
Anhang des Jahresabschlusses für jede Personengruppe sowie zusätzlich 
unter Namensnennung die Bezüge und Leistungen für jedes einzelne Mit-
glied dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im 
Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches veröf-
fentlicht werden, soweit es sich um Leistungen des jeweiligen Unterneh-
mens, Eigenbetriebes oder der Einrichtung handelt. Die individualisierte 
Ausweisungspflicht gilt auch für Leistungen entsprechend § 102 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 5 Halbsatz 2.““ 
 
 

10. Artikel 4 Ziff. 2 Buchst. a) Unterbuchst. aa) wird wie folgt neu gefasst:  
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„In Satz 1 Nummer 4 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt:  
 
„5. durch Gesellschaftsvertrag oder Satzung sichergestellt ist, soweit nicht 
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche 
Vorschriften entgegenstehen, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nummer 9 des Handelsge-
setzbuches der Mitglieder der Geschäftsführung, des Aufsichtsrates, des 
Beirates oder einer ähnlichen Einrichtung auf dem Internetseite des Fi-
nanzministeriums sowie im Anhang zum Jahresabschluss jeweils für jede 
Personengruppe sowie zusätzlich unter Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsge-
setzbuches veröffentlicht werden; die individualisierte Ausweisungspflicht 
gilt auch für:  
 
a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind und deren Vorausset-
zungen,  
 
b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Be-
endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
von der Gesellschaft während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten 
oder zurückgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 
  
c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen 
und  
 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im 
Laufe des Geschäftsjahres gewährt worden sind.  
 
Eine Sicherstellung für die individualisierte Ausweisung von Bezügen und 
Leistungszusagen ist im Falle der Beteiligung an einer bestehenden Gesell-
schaft auch dann gegeben, wenn in Gesellschaftsvertrag oder Satzung die 
erstmalige individualisierte Ausweisung spätestens für das zweite Ge-
schäftsjahr nach Erwerb der Beteiligung festgelegt ist.“ 
 

 
11. Artikel 4 Ziff. 5 wird wie folgt neu gefasst:  
 

              „In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:  
 
„In der Satzung ist sicherzustellen, dass die für die Tätigkeit im Geschäfts-
jahr gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nummer 9 des Han-
delsgesetzbuches der Mitglieder des Vorstandes sowie die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Leistungen für die Mitglieder des Verwaltungs-
rates auf der Internetseite des Finanzministeriums sowie im Anhang 



zum Jahresabschluss jeweils für jede Personen-gruppe sowie zusätzlich 
unter Namensnennung die Bezüge jedes einzelnen Mitglieds dieser Perso-
nengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches veröffentlicht werden, 
soweit es sich um Leistungen des Kommunalunternehmens handelt; die in-
dividualisierte Ausweisungspflicht gilt auch für Leistungen entsprechend § 
102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Halbsatz 2.““ 

 
 

12. Artikel 5 Ziff. 1 wird wie folgt neu gefasst:  
 

„In § 14 Absatz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 
 
„In der Verbandsatzung von Zweckverbänden, die überwiegend wirtschaftli-
che Aufgaben erfüllen, ist sicherzustellen, dass die für die Tätigkeit im Ge-
schäftsjahr gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nummer 9 des 
Handelsgesetzbuches der Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorste-
hers sowie die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Leistungen für 
die Mitglieder der Verbandsversammlung auf der Internetseite des Fi-
nanzministeriums sowie im Anhang zum Jahresabschluss jeweils für jede 
Personengruppe sowie zusätzlich unter Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsge-
setzbuches veröffentlicht werden, soweit es sich um Leistungen des 
Zweckverbandes handelt; die individualisierte Ausweisungspflicht gilt auch 
für:  
 
a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind und deren Vorausset-
zungen, 
 
b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Be-
endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den 
vom Zweckverband während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten 
oder zurückgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 
 
c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen 
und  
 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im 
Laufe des Geschäftsjahres gewährt worden sind. 
 
Bei bestehenden Verträgen, die vor dem [Einsetzen: Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des VergütungsOG] mit den in Satz 2 genannten Mitgliedern abge-
schlossen wurden, haben die Verbandsmitglieder auf eine Anpassung der 
Verträge an die Vorgaben des Satzes 2 hinzuwirken..““ 
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13. Artikel 5 Ziff. 2 wird wie folgt neu gefasst:  
 
 „In § 19 d Absatz 2 werden folgende Sätze 2 und 3 eingefügt:  

 
„In der Satzung ist sicherzustellen, dass die für die Tätigkeit im Geschäfts-
jahr gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nummer 9 des Han-
delsgesetzbuches der Mitglieder des Vorstandes sowie die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Leistungen für die Mitglieder des Verwaltungs-
rates auf der Internetseite des Finanzministeriums sowie im Anhang 
zum Jahresabschluss jeweils für jede Personengruppe sowie zusätzlich un-
ter Namensnennung die Bezüge jedes einzelnen Mitglieds dieser Perso-
nengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches veröffentlicht werden, 
soweit es sich um Leistungen des gemeinsamen Kommunalunternehmens 
handelt; die individualisierte Ausweisungspflicht gilt auch für Leistungen 
entsprechend § 14 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2. Bei bestehenden Verträgen, 
die vor dem [Einsetzen: Zeitpunkt des Inkrafttretens des VergütungsOG] mit 
den in Satz 2 genannten Mitgliedern abgeschlossen wurden, haben die 
Träger auf eine Anpassung der Verträge an die Vorgaben des § 14 Absatz 
1 Satz 2 hinzuwirken.““ 
 

14. In Artikel 6 wird die Angabe „2013“ durch die Angabe „2014“ und die Angabe 
„2014“ durch die Angabe „2015“ ersetzt. 

 
 


